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Entscheidungsdatum

11.05.2026
Norm

AsylG 2005 835

B-VG Art133 Abs4

VWGVG §28 Abs3

. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026aufgehoben durch BGBI. | Nr. 39/2026

—_

2. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
3. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
4. AsylG 2005 § 35 glltig von 01.06.2016 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
5. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.01.2014 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
6. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
7. AsylG 2005 § 35 giiltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
8. AsylG 2005 § 35 gultig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
1. B-VG Art. 133 heute
2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945

11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

—_

. VWGVG § 28 heute
2. VWGVG § 28 gliltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
3. VWGVG § 28 glltig von 01.01.2014 bis 31.12.2018
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W610 2315817-1/5E
W610 2315818-1/5E
W610 2315819-1/5E
BESCHLUSS

Das Bundesverwaltungsgericht fasst durch die Richterin Mag.a RASCHHOFER Uber die Beschwerde von 1.) XXXX ,
geboren am XXXX , 2.) mj. XXXX , geboren am XXXX , und 3.) mj. XXXX , geboren am XXXX , alle Staatsangehorigkeit:
Syrien und vertreten durch das Osterreichische Rote Kreuz, gegen den Bescheid der Osterreichischen Botschaft
Ankara vom 18.02.2025, ZI.: Ankara-OB/KONS/ XXXX , den Beschluss: Das Bundesverwaltungsgericht fasst durch die
Richterin Mag.a RASCHHOFER Uber die Beschwerde von 1.) romisch 40, geboren am rémisch 40, 2.) mj. rdmisch 40,
geboren am rémisch 40, und 3.) mj. rémisch 40, geboren am rémisch 40, alle Staatsangehdrigkeit: Syrien und
vertreten durch das Osterreichische Rote Kreuz, gegen den Bescheid der Osterreichischen Botschaft Ankara vom
18.02.2025, ZI.: Ankara-OB/KONS/ romisch 40, den Beschluss:

A) Der Beschwerde wird gemaR 8 28 Abs. 3 zweiter Satz VWGVG stattgegeben, der bekampfte Bescheid wird
aufgehoben und die Angelegenheit wird zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Osterreichische Botschaft
Ankara zurlckverwiesen.A) Der Beschwerde wird gemaR Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwWGVG stattgegeben,
der bekampfte Bescheid wird aufgehoben und die Angelegenheit wird zur Erlassung eines neuen Bescheides an die

Osterreichische Botschaft Ankara zuriickverwiesen.

B)  Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssigB) Die Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig.
Text

Begrindung:

I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Die beschwerdefuhrenden Parteien sind Staatsangehdrige Syriens, die Erstbeschwerdeflhrerin ist die Mutter und
gesetzliche Vertreterin der minderjahrigen zweit- und drittbeschwerdefiihrenden Parteien.

Die beschwerdefiihrenden Parteien stellten bei der Osterreichischen Botschaft Ankara (im Folgenden: OB Ankara) am
03.06.2024 vor Ort (sowie am 08.07.2024 schriftlich) Antrage auf Erteilung eines Einreisetitels gemal3 § 35 Abs. 1 AsylG
2005. Begrindend flhrten sie an, dass sie die Familienzusammenfihrung mit dem Ehemann der
Erstbeschwerdefuhrerin respektive Vater der minderjahrigen beschwerdefihrenden Parteien anstreben, dem in
Osterreich mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 24.04.2024 der Status des Asylberechtigten zuerkannt
worden sei.Die beschwerdefiihrenden Parteien stellten bei der Osterreichischen Botschaft Ankara (im Folgenden: OB
Ankara) am 03.06.2024 vor Ort (sowie am 08.07.2024 schriftlich) Antrage auf Erteilung eines Einreisetitels gemaf
Paragraph 35, Absatz eins, AsylG 2005. Begriindend flhrten sie an, dass sie die Familienzusammenfihrung mit dem
Ehemann der Erstbeschwerdefuhrerin respektive Vater der minderjahrigen beschwerdefiihrenden Parteien anstreben,
dem in Osterreich mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 24.04.2024 der Status des Asylberechtigten

zuerkannt worden sei.

2. In weiterer Folge Ubermittelte die OB Ankara die Antrage gemdiR§ 35 AsylG 2005 an das Bundesamt fiir
Fremdenwesen und Asyl zur Erstattung einer Stellungnahme und einer Wahrscheinlichkeitsprognose dahingehend, ob
die Zuerkennung internationalen Schutzes im Rahmen eines Familienverfahrens wahrscheinlich erscheine. 2. In
weiterer Folge Ubermittelte die OB Ankara die Antrdge gemé&R Paragraph 35, AsylG 2005 an das Bundesamt fir
Fremdenwesen und Asyl zur Erstattung einer Stellungnahme und einer Wahrscheinlichkeitsprognose dahingehend, ob
die Zuerkennung internationalen Schutzes im Rahmen eines Familienverfahrens wahrscheinlich erscheine.

3. Mit Schreiben vom 02.01.2025 sowie vom 08.01.2025 erstattete das Bundesamt eine entsprechende Stellungnahme
sowie Mitteilung an die OB Ankara und fiihrte darin aus, dass betreffend die beschwerdefiihrenden Parteien die
Zuerkennung eines Schutzstatus im Familienverfahren iSd 8 35 Abs. 4 AsylG 2005 nicht wahrscheinlich sei, weil
hinsichtlich der Bezugsperson ein Verfahren zur Aberkennung des Status des Asylberechtigten gemaf § 7 AsylG 2005
anhangig sei; daher wirden schon die allgemeinen Voraussetzungen fir eine positive Entscheidung im
Familienverfahren nicht vorliegen. 3. Mit Schreiben vom 02.01.2025 sowie vom 08.01.2025 erstattete das Bundesamt
eine entsprechende Stellungnahme sowie Mitteilung an die OB Ankara und filhrte darin aus, dass betreffend die
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beschwerdeflihrenden Parteien die Zuerkennung eines Schutzstatus im Familienverfahren iSd Paragraph 35, Absatz 4,
AsylG 2005 nicht wahrscheinlich sei, weil hinsichtlich der Bezugsperson ein Verfahren zur Aberkennung des Status des
Asylberechtigten gemal3 Paragraph 7, AsylG 2005 anhangig sei; daher wirden schon die allgemeinen Voraussetzungen
flr eine positive Entscheidung im Familienverfahren nicht vorliegen.

4. Die OB Ankara Ubermittelte den beschwerdefiihrenden Parteien das Schreiben des Bundesamtes am 27.01.2025
Uber deren Rechtsvertretung im Rahmen des Parteiengehors zur Stellungnahme. Eine entsprechende Stellungnahme
langte am 06.02.2025 bei der OB Ankara ein.

5. Nach neuerlicher Befassung durch die OB Ankara teilte das Bundesamt am 17.02.2025 mit, dass die negative
Wahrscheinlichkeitsprognose aufrechterhalten werde.

6. Mit Bescheid vom 18.02.2025 wies die OB Ankara die Antrége der beschwerdefiihrenden Parteien auf Erteilung eines
Einreisetitels gemaR &8 26 FPG iVm § 35 AsylG 2005 unter Verweis auf die negative Wahrscheinlichkeitsprognose des
Bundesamtes ab.6. Mit Bescheid vom 18.02.2025 wies die OB Ankara die Antrige der beschwerdefiihrenden Parteien
auf Erteilung eines Einreisetitels gemal Paragraph 26, FPG in Verbindung mit Paragraph 35, AsylG 2005 unter Verweis
auf die negative Wahrscheinlichkeitsprognose des Bundesamtes ab.

7. Gegen diesen Bescheid erhoben die beschwerdefihrenden Parteien am 17.03.2025 durch ihre Rechtsvertretung das
Rechtsmittel der Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht.

8. Mit Schreiben des Bundesministeriums fir Inneres vom 10.07.2025, eingelangt am 11.07.2025, wurde dem
Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde samt dem Bezug habenden Verwaltungsakt (elektronisch) vorgelegt.

9. Vor dem Hintergrund der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes zur verfassungskonformen Auslegung des§ 35
Abs. 4 Z 1 AsylG 2005 (vgl. VfGH 16.12.2025, E 1209-1210/2025, E 1211/2025) ersuchte das Bundesverwaltungsgericht
das Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl mit Schreiben vom 04.05.2026, zum anhangigen Aberkennungsverfahren
betreffend die Bezugsperson und den bis dato erfolgten Ermittlungsschritten binnen einer Frist von zwei Wochen
Stellung zu nehmen.9. Vor dem Hintergrund der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes zur verfassungskonformen
Auslegung des Paragraph 35, Absatz 4, Ziffer eins, AsylG 2005 vergleiche VfGH 16.12.2025, E 1209-1210/2025, E 1211
aus 2025,) ersuchte das Bundesverwaltungsgericht das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl mit Schreiben vom
04.05.2026, zum anhangigen Aberkennungsverfahren betreffend die Bezugsperson und den bis dato erfolgten
Ermittlungsschritten binnen einer Frist von zwei Wochen Stellung zu nehmen.

10. In einer am 05.05.2026 eingelangten Stellungnahme fuhrte das Bundesamt im Wesentlichen aus, dass der
Bezugsperson der Status des Asylberechtigten mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 24.04.2024
zuerkannt worden sei, weil dieser sich durch die Ausreise dem syrischen Militdrdienst entzogen habe, in dessen
Rahmen er zu volkerrechtswidrigen Militaraktionen (wie Angriffen auf die Zivilbevélkerung) gezwungen gewesen ware,
und bei dessen Verweigerung ihm Haft und Folter gedroht hatte. Da sich die Grinde fir die Zuerkennung des Status
des Asylberechtigten im Fall der Bezugsperson ausschlief3lich auf das Assad-Regime bezogen hatten, sei die Behorde
nach dem Sturz des Assad-Regimes zur Prifung des Aberkennungstatbestandes gemaR § 7 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 iVm
Art. 1 Abschnitt C Z 5 der Genfer Flichtlingskonvention (GFK) verpflichtet gewesen.10. In einer am 05.05.2026
eingelangten Stellungnahme fuhrte das Bundesamt im Wesentlichen aus, dass der Bezugsperson der Status des
Asylberechtigten mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 24.04.2024 zuerkannt worden sei, weil dieser
sich durch die Ausreise dem syrischen Militdrdienst entzogen habe, in dessen Rahmen er zu volkerrechtswidrigen
Militaraktionen (wie Angriffen auf die Zivilbevolkerung) gezwungen gewesen ware, und bei dessen Verweigerung ihm
Haft und Folter gedroht hatte. Da sich die Grinde fur die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten im Fall der
Bezugsperson ausschlieBlich auf das Assad-Regime bezogen hatten, sei die Behorde nach dem Sturz des Assad-
Regimes zur Prifung des Aberkennungstatbestandes gemall Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005 in
Verbindung mit Artikel eins, Abschnitt C Ziffer 5, der Genfer Flichtlingskonvention (GFK) verpflichtet gewesen.

Am 30.12.2024 sei daher aufgrund der gednderten Lage und des Wegfalls der Umstande, die zur Zuerkennung des
Schutzstatus gefuhrt hatten, ein Verfahren zur Aberkennung des Status des Asylberechtigten eingeleitet worden.

Die Prufung eines Endigungsgrundes beschranke sich jedoch nicht auf den Wegfall der individuellen
Verfolgungsgefahr, sondern erfordere eine umfassende Beurteilung der maRgeblichen Verhaltnisse im Herkunftsstaat.
Die Lage in Syrien sei laufenden Anderungen unterworfen und die Landerfeststellungen zu Syrien seien kiirzlich
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aktualisiert worden. Derzeit erfolge eine Uberpriifung, ob die durch den Sturz des Assad-Regimes erfolgte Anderung
der Lage von dauerhafter Natur sei. Eine Entscheidung im gegenstandlichen Verfahren werde nach erwahnter Prifung
schnellstmdglich ergehen.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

1.1. Die beschwerdefiihrenden Parteien sind Staatsangehorige Syriens, die Erstbeschwerdefuhrerin ist die Mutter der
minderjahrigen zweit- und drittbeschwerdefiihrenden Parteien.

Die beschwerdefilhrenden Parteien stellten bei der OB Ankara am 03.06.2024 vor Ort (sowie am 08.07.2024 schriftlich)
Antrage auf Erteilung eines Einreisetitels gemalR § 35 Abs. 1 AsylG 2005. Als Bezugsperson nannten sie den in
Osterreich asylberechtigten syrischen Staatsangehérigen XXXX , geboren am XXXX , welcher der Ehemann der
Erstbeschwerdefuhrerin  sowie der Vater der minderjahrigen beschwerdefihrenden Parteien sei. Die
beschwerdefiihrenden Parteien stellten bei der OB Ankara am 03.06.2024 vor Ort (sowie am 08.07.2024 schriftlich)
Antrage auf Erteilung eines Einreisetitels gemal3 Paragraph 35, Absatz eins, AsylG 2005. Als Bezugsperson nannten sie
den in Osterreich asylberechtigten syrischen Staatsangehérigen rémisch 40, geboren am rémisch 40, welcher der
Ehemann der Erstbeschwerdeflhrerin sowie der Vater der minderjahrigen beschwerdefiihrenden Parteien sei.

Der Bezugsperson war der Status des Asylberechtigten mit am 24.04.2024 mundlich verkindeten Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes, ZI. W139 2280911-1/9E, zuerkannt worden, weil diesem bei einer Rickkehr aufgrund der
Verweigerung des Wehrdienstes beim damaligen syrischen Regime eine asylrelevante Verfolgungsgefahr gedroht habe;
die Bezugsperson habe sich durch die Ausreise dem syrischen Militérdienst, in dessen Rahmen er zu
volkerrechtswidrigen Militaraktionen (wie Angriffen auf die Zivilbevolkerung) gezwungen und bei dessen Verweigerung
er mit Haft und Folter bedroht worden ware, entzogen und ware somit als politischer Gegner des syrischen Regimes
angesehen worden.

1.2. Infolge des notorisch bekannten Regimewechsels in Syrien im Dezember 2024 hat das Bundesamt am 30.12.2024
ein Aberkennungsverfahren gemafd § 7 AsylG 2005 betreffend den Asylstatus der Bezugsperson eingeleitet.1.2. Infolge
des notorisch bekannten Regimewechsels in Syrien im Dezember 2024 hat das Bundesamt am 30.12.2024 ein
Aberkennungsverfahren gemaR Paragraph 7, AsylG 2005 betreffend den Asylstatus der Bezugsperson eingeleitet.

1.3. In seiner Mitteilung nach§& 35 Abs. 4 AsylG 2005 vom 08.01.2025 fihrte das Bundesamt aus, dass infolge des
anhangigen Aberkennungsverfahrens die Gewahrung internationalen Schutzes an die beschwerdefiihrenden Parteien
im Rahmen eines Familienverfahrens nicht wahrscheinlich sei. 1.3. In seiner Mitteilung nach Paragraph 35, Absatz 4,
AsylG 2005 vom 08.01.2025 fiihrte das Bundesamt aus, dass infolge des anhadngigen Aberkennungsverfahrens die
Gewdhrung internationalen Schutzes an die beschwerdefihrenden Parteien im Rahmen eines Familienverfahrens
nicht wahrscheinlich sei.

1.4. Seitens des Bundesamtes erfolgten seit der Einleitung des Aberkennungsverfahrens hinsichtlich der Bezugsperson
am 30.12.2024 keine weiteren - inhaltlichen - Verfahrensschritte. Es sind keine Umstande ersichtlich, wonach die
Verfahrensverzégerung der asylberechtigten Bezugsperson zuzurechnen ware.

Das Aberkennungsverfahren ist nach wie vor anhangig. Ein Verfahrensabschluss ist nicht absehbar. Konkrete weitere
Verfahrensschritte, wie etwa eine niederschriftliche Einvernahme der Bezugsperson im Aberkennungsverfahren, sind
noch nicht geplant.

1.5. Die belangte Behorde wies die Antrage der beschwerdefihrenden Parteien allein aus dem Grund ab, dass
bezlglich der Bezugsperson ein Aberkennungsverfahren anhangig und ausschlieBlich aus diesem Grund eine negative
Stellungnahme seitens des Bundesamtes gemal § 35 Abs. 4 AsylG 2005 ergangen sei. 1.5. Die belangte Behorde wies
die Antrage der beschwerdefiihrenden Parteien allein aus dem Grund ab, dass bezlglich der Bezugsperson ein
Aberkennungsverfahren anhangig und ausschlie3lich aus diesem Grund eine negative Stellungnahme seitens des
Bundesamtes gemal3 Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 ergangen sei.

1.6. Die OB Ankara als belangte Behdérde hat im angefochtenen Bescheid keine Feststellungen zur
Familienangehorigeneigenschaft der beschwerdefihrenden Parteien zur Bezugsperson sowie den weiteren
Voraussetzungen fur die Erteilung der beantragten Einreisetitel getroffen. Entsprechende Ermittlungsergebnisse sind
auch den Stellungnahmen des Bundesamtes und dem sonstigen Akteninhalt nicht zu entnehmen.
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2. Beweiswurdigung:

Der unter Punkt I. angefuhrte Verfahrensgang sowie die Feststellungen ergeben sich aus dem unzweifelhaften und
unbestrittenen Inhalt des vorgelegten Verwaltungsaktes der OB Ankara und des vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes, dabei insbesondere aus der Stellungnahme des Bundesamtes zum konkreten
Aberkennungsverfahren betreffend die Bezugsperson. Einsicht genommen wurde zudem in das Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes vom 24.04.2024, mit dem der Bezugsperson der Status des Asylberechtigten zuerkannt
worden war. Der unter Punkt rémisch eins. angeflihrte Verfahrensgang sowie die Feststellungen ergeben sich aus dem
unzweifelhaften und unbestrittenen Inhalt des vorgelegten Verwaltungsaktes der OB Ankara und des vorliegenden
Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes, dabei insbesondere aus der Stellungnahme des Bundesamtes zum
konkreten Aberkennungsverfahren betreffend die Bezugsperson. Einsicht genommen wurde zudem in das Erkenntnis
des Bundesverwaltungsgerichtes vom 24.04.2024, mit dem der Bezugsperson der Status des Asylberechtigten

zuerkannt worden war.

Der Stellungnahme des Bundesamtes vom 05.05.2026 war insbesondere zu entnehmen, dass seit Einleitung des
Aberkennungsverfahrens vor rund sechzehn Monaten keine weiteren Verfahrensschritte gesetzt worden seien.

Die Feststellung, dass keine Umstande vorliegen, wonach die Verfahrensverzdgerung der asylberechtigten
Bezugsperson zurechenbar wadre, ergibt sich daraus, dass weder dem Akteninhalt noch der Stellungnahme des
Bundesamtes entsprechende Anhaltspunkte daflir zu entnehmen sind, dass die Bezugsperson etwa Verfahrensschritte
vereitelt hatte.

Die Feststellung, dass nicht absehbar ist, wann mit einem Abschluss des konkreten Aberkennungsverfahrens
betreffend die Bezugsperson zu rechnen ist, ergibt sich daraus, dass das Bundesamt in seiner Stellungnahme vom
05.05.2026 mitgeteilt hat, dass derzeit noch geprift werde, ob die durch den Sturz des Assad-Regimes erfolgte
Anderung der Lage dauerhafter Natur sei. Das Bundesamt fiihrte nicht aus, wann mit Vorliegen einer entsprechenden

Entscheidungsgrundlage zu rechnen sei.

Vor dem Hintergrund, dass aktuelle oder neue Landerinformationen zu Syrien auch dem Parteiengehér zu unterziehen
sind, ergibt sich, dass ein Abschluss des in Rede stehenden Verfahrens - aller Voraussicht nach - noch mehrere
Monate dauern wird und eine konkrete Prognose, bis wann das Verfahren tatsachlich bzw. langstens beendet sein

wird, derzeit nicht abgegeben werden kann.

3. Rechtliche Beurteilung:

Zu A) Zur Stattgabe der - zuldssigen - Beschwerde
3.1. Gesetzliche Grundlagen

3.1.1. Die mal3geblichen Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005) idFBGBI. | 145/2017 (§ 34) bzw.BGBI. |
56/2018 (§ 35) lauten auszugsweise wie folgt3.1.1. Die maligeblichen Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 (AsylG
2005) in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 145 aus 2017, (Paragraph 34,) bzw. Bundesgesetzblatt Teil eins, 56
aus 2018, (Paragraph 35,) lauten auszugsweise wie folgt:

»Familienverfahren im Inland
8 34. (1) Stellt ein Familienangehdriger vonParagraph 34, (1) Stellt ein Familienangehdriger von
1. einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist;

2. einem Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (§ 8) zuerkannt worden ist odeR2. einem
Fremden, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten (Paragraph 8,) zuerkannt worden ist oder

3. einem Asylwerber
einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser als Antrag auf Gewahrung desselben Schutzes.

(2) Die Behorde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehodrigen eines Fremden, dem der Status des
Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines Asylberechtigten

zuzuerkennen, wenn

1. dieser nicht straffallig geworden ist und
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(Anm.: Z 2 aufgehoben durch Art. 3 Z 13,BGBI. | Nr. 84/2017)Anmerkung, Ziffer 2, aufgehoben durch Artikel 3, Ziffer
13,, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 84 aus 2017,)

3. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung
dieses Status anhangig ist (§8 7).3. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein
Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (Paragraph 7,).

3 L]

(4) Die Behorde hat Antrage von Familienangehdrigen eines Asylwerbers gesondert zu prtifen; die Verfahren sind unter
einem zu fuhren; unter den Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 erhalten alle Familienangehdrigen den gleichen
Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen,
wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle Antrage waren als unzuldssig
zurtickzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhdlt einen gesonderten Bescheid. Ist einem Fremden der
faktische Abschiebeschutz gemalR & 12a Abs. 4 zuzuerkennen, ist dieser auch seinen Familienangehérigen
zuzuerkennen.(4) Die Behdérde hat Antrdge von Familienangehorigen eines Asylwerbers gesondert zu prufen; die
Verfahren sind unter einem zu flhren; unter den Voraussetzungen der Absatz 2 und 3 erhalten alle
Familienangehdrigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle
Antrage waren als unzulassig zurtickzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhalt einen gesonderten Bescheid.
Ist einem Fremden der faktische Abschiebeschutz gemal3 Paragraph 12 a, Absatz 4, zuzuerkennen, ist dieser auch

seinen Familienangehdrigen zuzuerkennen.

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 gelten sinngemal fur das Verfahren beim Bundesverwaltungsgericht(5) Die
Bestimmungen der Absatz eins bis 4 gelten sinngemaR fiir das Verfahren beim Bundesverwaltungsgericht.

(6) Die Bestimmungen dieses Abschnitts sind nicht anzuwenden:
1. auf Familienangehdrige, die EWR-Burger oder Schweizer Burger sind;

2. auf Familienangehorige eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder der Status des subsidiar
Schutzberechtigten im Rahmen eines Verfahrens nach diesem Abschnitt zuerkannt wurde, es sei denn es handelt sich

bei dem Familienangehdrigen um ein minderjahriges lediges Kind;

3. im Fall einer Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption & 30 NAG).3. im Fall einer
Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption (Paragraph 30, NAG).

Antrage auf Einreise bei Vertretungsbehdrden

8§ 35. (1) Der Familienangehorige gemald Abs. 5 eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde
und der sich im Ausland befindet, kann zwecks Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemaR § 34 Abs. 1 Z
1iVm 8§ 2 Abs. 1 Z 13 einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei einer mit konsularischen Aufgaben betrauten
Osterreichischen Vertretungsbehdrde im Ausland (Vertretungsbehdérde) stellen. Erfolgt die Antragstellung auf Erteilung
eines Einreisetitels mehr als drei Monate nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des Asylberechtigten, sind die
Voraussetzungen gemal § 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 zu erfillen.Paragraph 35, (1) Der Familienangehorige gemal3 Absatz 5,
eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde und der sich im Ausland befindet, kann zwecks
Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz gemal3 Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer eins, in Verbindung mit
Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, einen Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels bei einer mit konsularischen
Aufgaben betrauten O&sterreichischen Vertretungsbehdérde im Ausland (Vertretungsbehorde) stellen. Erfolgt die
Antragstellung auf Erteilung eines Einreisetitels mehr als drei Monate nach rechtskraftiger Zuerkennung des Status des
Asylberechtigten, sind die Voraussetzungen gemal Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 zu erftllen.

(2)-(2a) [..]

(3) Wird ein Antrag nach Abs. 1 oder Abs. 2 gestellt, hat die Vertretungsbehérde dafur Sorge zu tragen, dass der
Fremde ein in einer ihm verstandlichen Sprache gehaltenes Befragungsformular ausfullt; Gestaltung und Text dieses
Formulars hat der Bundesminister fur Inneres im Einvernehmen mit dem Bundesminister fur Europa, Integration und
AuReres und nach Anhérung des Hochkommissars der Vereinten Nationen fir Fliichtlinge (§8 63) so festzulegen, dass
das Ausfillen des Formulars der Feststellung des maRgeblichen Sachverhalts dient. Aulerdem hat die
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Vertretungsbehorde auf die Vollstandigkeit des Antrages im Hinblick auf den Nachweis der Voraussetzungen gemalR3 8
60 Abs. 2 Z 1 bis 3 hinzuwirken und den Inhalt der ihr vorgelegten Dokumente aktenkundig zu machen. Der Antrag auf
Einreise ist unverziglich dem Bundesamt zuzuleiten.(3) Wird ein Antrag nach Absatz eins, oder Absatz 2, gestellt, hat
die Vertretungsbehorde daflr Sorge zu tragen, dass der Fremde ein in einer ihm verstandlichen Sprache gehaltenes
Befragungsformular ausfullt; Gestaltung und Text dieses Formulars hat der Bundesminister fir Inneres im
Einvernehmen mit dem Bundesminister fiir Europa, Integration und AuReres und nach Anhérung des
Hochkommissars der Vereinten Nationen fur Fluchtlinge (Paragraph 63,) so festzulegen, dass das Ausfullen des
Formulars der Feststellung des maligeblichen Sachverhalts dient. AulRerdem hat die Vertretungsbehoérde auf die
Vollstandigkeit des Antrages im Hinblick auf den Nachweis der Voraussetzungen gemaR Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer
eins bis 3 hinzuwirken und den Inhalt der ihr vorgelegten Dokumente aktenkundig zu machen. Der Antrag auf Einreise
ist unverziglich dem Bundesamt zuzuleiten.

(4) Die Vertretungsbehorde hat dem Fremden aufgrund eines Antrags auf Erteilung eines Einreisetitels nach Abs. 1
oder 2 ohne weiteres ein Visum zur Einreise zu erteilen (§ 26 FPG), wenn das Bundesamt mitgeteilt hat, dass die
Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des
subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist. Eine derartige Mitteilung darf das Bundesamt nur erteilen, wenn(4)
Die Vertretungsbehorde hat dem Fremden aufgrund eines Antrags auf Erteilung eines Einreisetitels nach Absatz eins,
oder 2 ohne weiteres ein Visum zur Einreise zu erteilen (Paragraph 26, FPG), wenn das Bundesamt mitgeteilt hat, dass
die Stattgebung eines Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder
des subsidiar Schutzberechtigten wahrscheinlich ist. Eine derartige Mitteilung darf das Bundesamt nur erteilen, wenn

1. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt
wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (88 7 und 9),1. gegen den Fremden, dem der Status
des Asylberechtigten oder des subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses
Status anhangig ist (Paragraphen 7 und 9),

2. das zu befassende Bundesministerium fur Inneres mitgeteilt hat, dass eine Einreise den 6ffentlichen Interessen
nach Art. 8 Abs. 2 EMRK nicht widerspricht und2. das zu befassende Bundesministerium fir Inneres mitgeteilt hat, dass
eine Einreise den 6ffentlichen Interessen nach Artikel 8, Absatz 2, EMRK nicht widerspricht und

3. im Falle eines Antrages nach Abs. 1 letzter Satz oder Abs. 2 die Voraussetzungen des § 60 Abs. 2 Z 1 bis 3 erfullt
sind, es sei denn, die Stattgebung des Antrages ist gemald § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und
Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK geboten.3. im Falle eines Antrages nach Absatz eins, letzter Satz oder Absatz
2, die Voraussetzungen des Paragraph 60, Absatz 2, Ziffer eins bis 3 erfullt sind, es sei denn, die Stattgebung des
Antrages ist gemaR Paragraph 9, Absatz 2, BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des
Artikel 8, EMRK geboten.

Bis zum Einlangen dieser Mitteilung ist die Frist gemalR8 11 Abs. 5 FPG gehemmt. Die Vertretungsbehoérde hat den
Fremden Uber den weiteren Verfahrensablauf in Osterreich gemaR § 17 Abs. 1 und 2 zu informieren.Bis zum Einlangen
dieser Mitteilung ist die Frist gemaR Paragraph 11, Absatz 5, FPG gehemmt. Die Vertretungsbehdrde hat den Fremden
ber den weiteren Verfahrensablauf in Osterreich gemaR Paragraph 17, Absatz eins und 2 zu informieren.

(5) Nach dieser Bestimmung ist Familienangehdriger, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum
Zeitpunkt der Antragstellung minderjahriges lediges Kind eines Fremden ist, dem der Status des subsididr
Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits vor der Einreise
des subsidiar Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten bestanden hat; dies gilt weiters auch fir eingetragene
Partner, sofern die eingetragene Partnerschaft bereits vor der Einreise des subsididar Schutzberechtigten oder des
Asylberechtigten bestanden hat.”

3.1.2.8 11, 8 11a und § 26 Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG) idFBGBI. | 68/2013 (§ 11a) bzw. BGBI. | 56/2018 (8 11) bzw.
BGBI. | 145/2017 (§ 26) lauten:3.1.2. Paragraph 11,, Paragraph 11 a und Paragraph 26, Fremdenpolizeigesetz 2005
(FPG) in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, 68 aus 2013, (Paragraph 11 a,) bzw. Bundesgesetzblatt Teil eins, 56
aus 2018, (Paragraph 11,) bzw. Bundesgesetzblatt Teil eins, 145 aus 2017, (Paragraph 26,) lauten:

.Verfahren vor den Osterreichischen Vertretungsbehdrden in Visaangelegenheiten

8 11. (1) In Verfahren vor &sterreichischen Vertretungsbehdrden haben Antragsteller unter Anleitung der Behdrde die
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fur die Feststellung des mal3geblichen Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und Beweismittel selbst vorzulegen; in
Verfahren zur Erteilung eines Visums D ist Art. 19 Visakodex sinngemal} anzuwenden. In Verfahren zur Erteilung eines
Visums gemal3 § 20 Abs. 1 Z 9 sind Art. 9 Abs. 1 erster Satz und Art. 14 Abs. 6 Visakodex sinngemald anzuwenden. Der
Antragssteller hat Uber Verlangen der Vertretungsbehorde vor dieser persénlich zu erscheinen, erforderlichenfalls in
Begleitung eines Dolmetschers (§ 39a AVG). § 10 Abs. 1 letzter Satz AVG gilt nur fir in Osterreich zur berufsméaRigen
Parteienvertretung befugte Personen. Die Vertretungsbehdrde hat nach freier Uberzeugung zu beurteilen, ob eine
Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht. Eine Entscheidung, die dem Standpunkt des Antragstellers nicht
vollinhaltlich Rechnung tragt, darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit zur Behebung von Formgebrechen und zu
einer abschlieBenden Stellungnahme hatte. [..]JParagraph 11, (1) In Verfahren vor 0sterreichischen
Vertretungsbehodrden haben Antragsteller unter Anleitung der Behorde die fir die Feststellung des mafRgeblichen
Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und Beweismittel selbst vorzulegen; in Verfahren zur Erteilung eines Visums D
ist Artikel 19, Visakodex sinngemaR anzuwenden. In Verfahren zur Erteilung eines Visums gemal Paragraph 20, Absatz
eins, Ziffer 9, sind Artikel 9, Absatz eins, erster Satz und Artikel 14, Absatz 6, Visakodex sinngemafd anzuwenden. Der
Antragssteller hat Uber Verlangen der Vertretungsbehorde vor dieser persénlich zu erscheinen, erforderlichenfalls in
Begleitung eines Dolmetschers (Paragraph 39 a, AVG). Paragraph 10, Absatz eins, letzter Satz AVG gilt nur fir in
Osterreich zur berufsméRigen Parteienvertretung befugte Personen. Die Vertretungsbehérde hat nach freier
Uberzeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht. Eine Entscheidung, die dem
Standpunkt des Antragstellers nicht vollinhaltlich Rechnung tragt, darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit zur
Behebung von Formgebrechen und zu einer abschlieRenden Stellungnahme hatte. [...]

Beschwerden gegen Bescheide dsterreichischer Vertretungsbehdrden in Visaangelegenheiten

§ 11a (1) Der Beschwerdeflhrer hat der Beschwerde gegen einen Bescheid einer dsterreichischen Vertretungsbehdrde
sdmtliche von ihm im Verfahren vor der belangten Vertretungsbehérde vorgelegten Unterlagen samt Ubersetzung in
die deutsche Sprache anzuschlieBen.Paragraph 11 a, (1) Der Beschwerdefiihrer hat der Beschwerde gegen einen
Bescheid einer &sterreichischen Vertretungsbehdrde samtliche von ihm im Verfahren vor der belangten
Vertretungsbehdrde vorgelegten Unterlagen samt Ubersetzung in die deutsche Sprache anzuschlieRen.

(2) Beschwerdeverfahren sind ochne mundliche Verhandlung durchzufihren. Es dirfen dabei keine neuen Tatsachen
oder Beweise vorgebracht werden.

(3) Samtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehérde und des Bundesverwaltungsgerichtes fir Dolmetscher und
Ubersetzer sowie fiir die Uberpriifung von Verdolmetschungen und Ubersetzungen sind Barauslagen im Sinn des § 76
AVG.(3) Samtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehdrde und des Bundesverwaltungsgerichtes flr Dolmetscher
und Ubersetzer sowie fir die Uberpriifung von Verdolmetschungen und Ubersetzungen sind Barauslagen im Sinn des
Paragraph 76, AVG.

(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat Uber die Vertretungsbehorde zu erfolgen. §
11 Abs. 3 gilt.(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat Gber die Vertretungsbehérde zu
erfolgen. Paragraph 11, Absatz 3, gilt.

[...]
Visa zur Einbeziehung in das Familienverfahren nach dem AsylG 2005

§ 26. Teilt das Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl gemaR§ 35 Abs. 4 AsylG 2005 mit, dass die Stattgebung eines
Antrages auf internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten wahrscheinlich ist, ist dem Familienangehorigen gemaR & 35 Abs. 5 AsylG 2005 ohne Weiteres zur
einmaligen Einreise ein Visum mit viermonatiger Gultigkeitsdauer zu erteilen.”Paragraph 26, Teilt das Bundesamt fir
Fremdenwesen und Asyl gemald Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 mit, dass die Stattgebung eines Antrages auf
internationalen Schutz durch Zuerkennung des Status des Asylberechtigten oder des subsididr Schutzberechtigten
wahrscheinlich ist, ist dem Familienangehorigen gemald Paragraph 35, Absatz 5, AsylG 2005 ohne Weiteres zur
einmaligen Einreise ein Visum mit viermonatiger Gultigkeitsdauer zu erteilen.”

3.1.3. Der Verwaltungsgerichtshof hat bereits wiederholt erkannt, dass die Vertretungsbehoérde im Ausland an die
Mitteilung des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl Uber die Prognose einer Asylgewdhrung gebunden ist, und
zwar sowohl an eine negative als auch an eine positive Mitteilung. Allerdings steht es dem Verwaltungsgericht offen,
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auch die Einschatzung des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl Uber die Wahrscheinlichkeit der Gewahrung
internationalen Schutzes an die Antragsteller auf ihre Richtigkeit hin zu Gberprifen. Gegenstand der Uberpriifung
durch das Verwaltungsgericht ist dabei, ob die Prognose des Bundesamtes hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit der
Gewahrung internationalen Schutzes an die Antragsteller im Rahmen eines (spateren) Familienverfahrens nach § 34
AsylG 2005 zutreffend erfolgt ist und die sonstigen Voraussetzungen des§ 35 Abs. 4 AsylG 2005 erfullt sind (vgl. etwa
VWGH 26.02.2020, Ra 2019/18/0299, Rn. 19, mwN)3.1.3. Der Verwaltungsgerichtshof hat bereits wiederholt erkannt,
dass die Vertretungsbehérde im Ausland an die Mitteilung des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl tber die
Prognose einer Asylgewahrung gebunden ist, und zwar sowohl an eine negative als auch an eine positive Mitteilung.
Allerdings steht es dem Verwaltungsgericht offen, auch die Einschatzung des Bundesamtes fir Fremdenwesen und
Asyl Gber die Wahrscheinlichkeit der Gewadhrung internationalen Schutzes an die Antragsteller auf ihre Richtigkeit hin
zu Uberprifen. Gegenstand der Uberprifung durch das Verwaltungsgericht ist dabei, ob die Prognose des
Bundesamtes hinsichtlich der Wahrscheinlichkeit der Gewahrung internationalen Schutzes an die Antragsteller im
Rahmen eines (spdteren) Familienverfahrens nach Paragraph 34, AsylG 2005 zutreffend erfolgt ist und die sonstigen
Voraussetzungen des Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 erfullt sind vergleiche etwa VwGH 26.02.2020, Ra
2019/18/0299, Rn. 19, mwN).

Dies setzt voraus, dass das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl seine Mitteilung auch entsprechend begriindet und
dem Antragsteller Gelegenheit geboten wird, davon Kenntnis zu erlangen und dazu Stellung zu nehmen. Im Falle einer
negativen Prognose muss der Antragsteller, um die Einreiseerlaubnis nach Osterreich zu erhalten, zwar lediglich die
(niedrigere) Beweisschwelle der Wahrscheinlichkeit einer kiinftigen Gewahrung internationalen Schutzes Uberwinden
(vgl. VWGH 22.11.2017,Ra 2017/19/0218, Rn. 24). Es obliegt ihm jedoch, gegen eine negative Prognose des
Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl zumindest entscheidungswesentliches Vorbringen zu erstatten und
glaubhaft zu machen (vgl. VwGH 31.05.2021, Ra 2020/01/0284).Dies setzt voraus, dass das Bundesamt fir
Fremdenwesen und Asyl seine Mitteilung auch entsprechend begriindet und dem Antragsteller Gelegenheit geboten
wird, davon Kenntnis zu erlangen und dazu Stellung zu nehmen. Im Falle einer negativen Prognose muss der
Antragsteller, um die Einreiseerlaubnis nach Osterreich zu erhalten, zwar lediglich die (niedrigere) Beweisschwelle der
Wahrscheinlichkeit einer kiinftigen Gewahrung internationalen Schutzes Uberwinden vergleiche VwGH 22.11.2017, Ra
2017/19/0218, Rn. 24). Es obliegt ihm jedoch, gegen eine negative Prognose des Bundesamtes fiir Fremdenwesen und
Asyl zumindest entscheidungswesentliches Vorbringen zu erstatten und glaubhaft zu machen vergleiche VwGH
31.05.2021, Ra 2020/01/0284).

3.1.4. Liegen ,krasse” bzw. ,besonders gravierende” Ermittlungsliicken vor, kann das Verwaltungsgericht von der in §
28 Abs. 3 zweiter Satz VWGVG vorgesehenen Mdglichkeit der Zurlckverweisung der Angelegenheit an die belangte
Behorde zum Zweck der Vornahme der erforderlichen Ermittlungen Gebrauch machen. Eine auf § 28 Abs. 3 VWGVG
gestutzte Zurlickverweisung der Sache an die Verwaltungsbehorde zur Durchfiihrung notwendiger Ermittlungen
kommt nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes insbesondere dann in Betracht, wenn die
Verwaltungsbehorde jegliche erforderliche Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des
mafRgebenden Sachverhalts lediglich vollig ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder blof3 ansatzweise ermittelt
hat. Gleiches gilt, wenn konkrete Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehorde (etwa schwierige)
Ermittlungen unterlieR, damit diese dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden (vgl. dazu grundlegend
VWGH 26.06.2014, Ro 2014/03/0063).3.1.4. Liegen ,krasse” bzw. ,besonders gravierende” Ermittlungslicken vor, kann
das Verwaltungsgericht von der in Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwWGVG vorgesehenen Moglichkeit der
Zurlckverweisung der Angelegenheit an die belangte Behtdrde zum Zweck der Vornahme der erforderlichen
Ermittlungen Gebrauch machen. Eine auf Paragraph 28, Absatz 3, VWGVG gestutzte Zurlickverweisung der Sache an
die Verwaltungsbehoérde zur Durchfihrung notwendiger Ermittlungen kommt nach der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes insbesondere dann in Betracht, wenn die Verwaltungsbehdrde jegliche erforderliche
Ermittlungstatigkeit unterlassen hat, wenn sie zur Ermittlung des maligebenden Sachverhalts lediglich vollig
ungeeignete Ermittlungsschritte gesetzt oder blof3 ansatzweise ermittelt hat. Gleiches gilt, wenn konkrete
Anhaltspunkte annehmen lassen, dass die Verwaltungsbehdrde (etwa schwierige) Ermittlungen unterlie, damit diese
dann durch das Verwaltungsgericht vorgenommen werden vergleiche dazu grundlegend VwGH 26.06.2014, Ro
2014/03/0063).
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3.2. Im gegenstandlichen Fall liegt eine Mangelhaftigkeit im Sinne des § 28 Abs. 3 zweiter Satz VWGVG vo3.2. Im
gegenstandlichen Fall liegt eine Mangelhaftigkeit im Sinne des Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VwGVG vor:

3.2.1. Hinsichtlich des Status des Asylberechtigten der Bezugsperson ist ein Aberkennungsverfahren gemaf3§ 7 AsylG
2005 anhangig, sodass die belangte Behdrde, auch im Hinblick auf die aus diesem Grund abgegebene negative
Stellungnahme des Bundesamtes, gemaf 8 35 Abs. 4 AsylG 2005 zunachst zu Recht davon ausgegangen ist, dass die
Antrage der beschwerdefihrenden Parteien gemal3 8 35 Abs. 1 AsylG 2005 abzuweisen seien.3.2.1. Hinsichtlich des
Status des Asylberechtigten der Bezugsperson ist ein Aberkennungsverfahren gemal3 Paragraph 7, AsylG 2005
anhangig, sodass die belangte Behorde, auch im Hinblick auf die aus diesem Grund abgegebene negative
Stellungnahme des Bundesamtes, gemal Paragraph 35, Absatz 4, AsylG 2005 zundchst zu Recht davon ausgegangen
ist, dass die Antrage der beschwerdefiihrenden Parteien gemal3 Paragraph 35, Absatz eins, AsylG 2005 abzuweisen

seien.
Das Aberkennungsverfahren ist zum Entscheidungszeitpunkt weiterhin offen.

3.2.2. Der Verfassungsgerichtshof hat im Erkenntnis vom 16.12.2025, E 1209-1210/2025, E 1211/2025, ausgesprochen,
dass sich das Bundesverwaltungsgericht im Verfahren Uber Beschwerden gegen Bescheide Osterreichischer
Vertretungsbehdérden, mit denen ein Antrag auf Erteilung eines Einreisetitels gemaR 8 35 Abs. 4 Z 1 AsylG 2005
aufgrund eines gegen die Bezugsperson anhangigen Aberkennungsverfahrens abgewiesen wurde, angesichts der
durch Art. 8 EMRK grundrechtlich gepragten Rechtsposition der Familienangehdrigen, sowie unter rechtsstaatlichen
Gesichtspunkten nicht darauf beschranken kann, zu prifen, ob ein Aberkennungsverfahren durch das Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl eingeleitet wurde und ob die Erledigung dieses Verfahrens im Zeitpunkt seiner Entscheidung
noch offen ist. Es hat vielmehr zu beurteilen, ob das Vorliegen eines Aberkennungsgrundes nach 8 7 AsylG 2005 nicht
einmal wahrscheinlich ist. Zudem hat es zu prifen, ob das Aberkennungsverfahren zigig und innerhalb einer
angemessenen Verfahrensdauer gefuhrt wird und im Lichte von Art. 8 EMRK keine ungebuhrlich lange Verzégerung
der Entscheidung Uber die Familienzusammenfuhrung vorliegt. Im Hinblick auf die Verfahrensdauer ist dabei auch
darauf Rucksicht zu nehmen, ob eine allfallige Verfahrensverzégerung tUberwiegend der zustandigen Behorde oder der
asylberechtigten Bezugsperson zuzurechnen ist. 3.2.2. Der Verfassungsgerichtshof hat im Erkenntnis vom 16.12.2025,
E 1209-1210/2025, E 1211 aus 2025,, ausgesprochen, dass sich das Bundesverwaltungsgericht im Verfahren Gber
Beschwerden gegen Bescheide Osterreichischer Vertretungsbehérden, mit denen ein Antrag auf Erteilung eines
Einreisetitels gemal3 Paragraph 35, Absatz 4, Ziffer eins, AsylG 2005 aufgrund eines gegen die Bezugsperson
anhangigen Aberkennungsverfahrens abgewiesen wurde, angesichts der durch Artikel 8, EMRK grundrechtlich
gepragten Rechtsposition der Familienangehorigen, sowie unter rechtsstaatlichen Gesichtspunkten nicht darauf
beschranken kann, zu prifen, ob ein Aberkennungsverfahren durch das Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl
eingeleitet wurde und ob die Erledigung dieses Verfahrens im Zeitpunkt seiner Entscheidung noch offen ist. Es hat
vielmehr zu beurteilen, ob das Vorliegen eines Aberkennungsgrundes nach Paragraph 7, AsylG 2005 nicht einmal
wahrscheinlich ist. Zudem hat es zu prifen, ob das Aberkennungsverfahren zlgig und innerhalb einer angemessenen
Verfahrensdauer gefihrt wird und im Lichte von Artikel 8, EMRK keine ungebuhrlich lange Verzdgerung der
Entscheidung Uber die Familienzusammenfihrung vorliegt. Im Hinblick auf die Verfahrensdauer ist dabei auch darauf
Rucksicht zu nehmen, ob eine allfdllige Verfahrensverzégerung Uberwiegend der zustandigen Behorde oder der
asylberechtigten Bezugsperson zuzurechnen ist.

Der Verwaltungsgerichtshof hat sich dieser Rechtsprechung angeschlossen (VwWGH 21.01.2026,Ra 2025/20/0399, Rn.
32).

3.2.3. Aus dem Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 24.04.2024 ergibt sich, dass der Bezugsperson der
beschwerdeflihrenden Parteien der Status des Asylberechtigten aufgrund einer drohenden Verfolgung durch das
syrische Assad-Regime aufgrund einer ihm im Zusammenhang mit der Wehrdienstverweigerung zugeschriebenen
oppositionellen politischen Gesinnung zuerkannt worden war. In seiner Stellungnahme vom 05.05.2026 hielt das
Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl fest, dass es nach Sturz des Assad-Regimes in Syrien entsprechend den
rechtlichen Vorgaben ein Aberkennungsverfahren eingeleitet habe, da sich die Grinde fir die Zuerkennung des Status
des Asylberechtigten der Bezugsperson ausschlieRlich auf das Assad-Regime bezogen hatten.

Angesichts des notorischen Sturzes des syrischen Regimes unter Bashar al-Assad im Dezember 2024 kann in einem
Fall wie dem vorliegenden - in dem die Bezugsperson Furcht vor Verfolgung durch das ehemalige Assad-Regime
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geltend gemacht hat und deshalb als Flichtling anerkannt worden ist - nicht gesagt werden, dass eine Aberkennung
des Asylstatus gemaR§ 7 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 iVm Art. 1 Abschnitt C Z 5 GFK ,nicht einmal wahrscheinlich”
ist. Angesichts des notorischen Sturzes des syrischen Regimes unter Bashar al-Assad im Dezember 2024 kann in einem
Fall wie dem vorliegenden - in dem die Bezugsperson Furcht vor Verfolgung durch das ehemalige Assad-Regime
geltend gemacht hat und deshalb als Flichtling anerkannt worden ist - nicht gesagt werden, dass eine Aberkennung
des Asylstatus gemaB Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005 in Verbindung mit Artikel eins, Abschnitt C Ziffer 5,
GFK ,nicht einmal wahrscheinlich” ist.

Auch die EUAA und der UNHCR - deren Leitlinien nach der hdchstgerichtlichen Rechtsprechung Indizwirkung zukommt
(vgl. VWGH 25.06.2024, Ra 2024/18/0151, mwN) - sind der Auffassung, dass Risiken im Zusammenhang mit dem Assad-
Regime als Verfolgungsakteur, insbesondere im Hinblick auf Personen, die gegenliber dem Assad-Regime als politisch
oppositionell angesehen wurden, nicht mehr vorliegen (vgl. EUAA, Interim Country Guidance: Syria, Juni 2025, 27 ff;
UNHCR-Position vom 16.12.2024 [, Position on returns to the Syrian Arab Republic]). Auch die EUAA und der UNHCR -
deren Leitlinien nach der héchstgerichtlichen Rechtsprechung Indizwirkung zukommt vergleiche VwWGH 25.06.2024, Ra
2024/18/0151, mwN) - sind der Auffassung, dass Risiken im Zusammenhang mit dem Assad-Regime als
Verfolgungsakteur, insbesondere im Hinblick auf Personen, die gegeniber dem Assad-Regime als politisch
oppositionell angesehen wurden, nicht mehr vorliegen vergleiche EUAA, Interim Country Guidance: Syria, Juni 2025, 27
ff; UNHCR-Position vom 16.12.2024 [,Position on returns to the Syrian Arab Republic]).

Im Entscheidungszeitpunkt ist das Verfahren Gber die Aberkennung des Status des Asylberechtigten betreffend die
Bezugsperson seit rund sechzehn Monaten beim Bundesamt fiir Fremdenwesen und Asyl anhangig; es wurde bislang
kein inhaltlicher Verfahrensschritt gesetzt. Laut Stellungnahme des Bundesamtes vom 05.05.2026 werde derzeit
gepriift, ob von einer dauerhaften Anderung der Lage in Syrien ausgegangen werden kénne. Ein Zeithorizont fiir
weitere konkrete Verfahrensschritte (etwa die Durchfihrung einer Einvernahme) wurde nicht mitgeteilt.

Ungeachtet der Frage, ob damit allein schon eine ,angemessene Verfahrensdauer” im Lichte der zitierten Judikatur des
VfGH Uberschritten erscheint, ist auszuftihren, dass eine ,zlgige Verfahrensfihrung” im vorliegenden Fall schon
deshalb nicht gegeben ist, weil seit der Einleitung des Aberkennungsverfahrens mehr als sechzehn Monate lang kein
weiterer Verfahrensschritt erfolgt ist. Konkrete Grinde fur die Verfahrensverzégerung sind vom Bundesamt nicht
aufgezeigt worden. Die (Verzdgerung der) Verfahrensdauer ist daher alleine der Behdrde zuzurechnen.

Damit wurde im Ergebnis das Aberkennungsverfahren der Bezugsperson nicht zlgig durchgeflhrt, sodass eine
Abweisung der Beschwerde vor dem Hintergrund der Anhdngigkeit des Aberkennungsverfahrens im Lichte der
Rechtsprechung der Hochstgerichte schon deshalb nicht mehr in Betracht kommt.

Angesichts dessen erlUbrigen sich in der Folge auch Erwagungen, ob im Lichte des Art. 8 EMRK im konkreten Fall (k)eine
ungebuhrlich lange Verzdgerung bei der Familienzusammenfihrung vorliegt.Angesichts dessen ertbrigen sich in der
Folge auch Erwagungen, ob im Lichte des Artikel 8, EMRK im konkreten Fall (k)eine ungebuhrlich lange Verzdgerung bei
der Familienzusammenfihrung vorliegt.

3.2.4. Die Abweisung der Einreiseantrage ist im vorliegenden Fall ausschlieBlich auf das anhangige
Aberkennungsverfahren gestitzt worden. Eine darUberhinausgehende Auseinandersetzung mit den Voraussetzungen
far die Erteilung der beantragten Einreisetitel ist der Mitteilung des Bundesamtes, dem angefochtenen Bescheid und
dem Verwaltungsakt nicht konkret zu entnehmen.

Die belangte Behdrde ist daher im fortgesetzten Verfahren gehalten, insbesondere die tatsachliche
Familienangehorigeneigenschaft der beschwerdefiihrenden Parteien zur Bezugsperson (allenfalls im Wege von
Dokumentenprifungen, DNA-Analysen und Einvernahmen) zu prifen und die notwendigen Feststellungen zu treffen.

3.2.5. Das Bundesverwaltungsgericht weist in dem Zusammenhang ausdricklich auf die Besonderheiten und die
verfahrensrechtlichen Einschrankungen (siehe § 11a FPG) des Beschwerdeverfahrens in Visaangelegenheiten hin (insb.
Neuerungsverbot, Durchfihrung des Verfahrens ohne mindliche Verhandlung), weshalb die notwendigen
Ermittlungen zum Vorliegen der Erteilungsvoraussetzungen nicht im Interesse der Effizienz, Raschheit und
Kostenersparnis durch dieses selbst durchgefiihrt werden kénnen. 3.2.5. Das Bundesverwaltungsgericht weist in dem
Zusammenhang ausdricklich auf die Besonderheiten und die verfahrensrechtlichen Einschrankungen (siehe
Paragraph 11 a, FPG) des Beschwerdeverfahrens in Visaangelegenheiten hin (insb. Neuerungsverbot, Durchfihrung
des Verfahrens ohne miundliche Verhandlung), weshalb die notwendigen Ermittlungen zum Vorliegen der
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Erteilungsvoraussetzungen nicht im Interesse der Effizienz, Raschheit und Kostenersparnis durch dieses selbst
durchgefuhrt werden kénnen.

Zudem geht es im vorliegenden Fall nicht blof um erganzende Sachverhaltsfeststellungen, sondern um die zentral
entscheidungserheblichen Umstande, die erstmals und in Visaverfahren aufgrund des Auslandsbezuges regelmaBig
vor Ort festzustellen sind, sodass eine Verlagerung des behdrdlichen Verfahrens, konkret den
entscheidungsrelevanten Sachverhalt erstmals zu ermitteln, hin zum Bundesverwaltungsgericht nicht in Betracht

kommen kann.

Da vor diesem Hintergrund der Sachverhalt in zentralen Punkten mangelhaft ist, war der angefochtene Bescheid
gemal’ 8 28 Abs. 3 zweiter Satz VwGVG aufzuheben und der belangten Behdrde die Erlassung eines neuen Bescheides
in der vorliegenden Rechtssache aufzutragen.Da vor diesem Hintergrund der Sachverhalt in zentralen Punkten
mangelhaft ist, war der angefochtene Bescheid gemal Paragraph 28, Absatz 3, zweiter Satz VWGVG aufzuheben und

der belangten Behdrde die Erlassung eines neuen Bescheides in der vorliegenden Rechtssache aufzutragen.
3.3. Entfall einer mindlichen Verhandlung:

Gemal § 11a Abs. 2 FPG war dieser Beschluss ohne Durchfuhrung einer miindlichen Verhandlung zu fassen.Gemaf}

Paragraph 11 a, Absatz 2, FPG war dieser Beschluss ohne Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung zu fassen.
Zu B) Zulassigkeit der Revision:

3.4. GemalR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden. 3.4.
Gemald Paragraph 25 a, Absatz eins, VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder
Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu

begrinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig, wenn sie von der Ldsung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn das Erkenntnis von der
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu Idsende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Im
gegenstandlichen Fall ist die Frage, wann die Fihrung eines Aberkennungsverfahrens gemal3 8 7 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005
betreffend den Asylstatus einer Bezugsperson als ,zlgig" anzusehen ist, durch den Verwaltungsgerichtshof noch nicht
beantwortet, weshalb eine Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung vorliegt. Diese geht auch insoweit Uber die
gegenstandliche Rechtssache hinaus, als die vorliegende Fallkonstellation gehauft auftritt.Die Revision ist gemal
Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig, wenn sie von der Loésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn das Erkenntnis von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. Im gegenstandlichen Fall
ist die Frage, wann die FUhrung eines Aberkennungsverfahrens gemal3 Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer 2, AsylG 2005
betreffend den Asylstatus einer Bezugsperson als ,zligig” anzusehen ist, durch den Verwaltungsgerichtshof noch nicht
beantwortet, weshalb eine Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung vorliegt. Diese geht auch insoweit Uber die
gegenstandliche Rechtssache hinaus, als die vorliegende Fallkonstellation gehauft auftritt.

Es war daher spruchgemal3 zu entscheiden.
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